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Einleitung 

Einige spektakuläre internationale Streitfälle der letzten Jahre haben 
zwar nicht den Begriff des völkerrechtlichen Abwägungsgebots, wohl aber 
den Problemkreis, zu dessen Lösung dieses Konzept einen Beitrag leisten 
will, in den Vordergrund des völkerrechtlichen Interesses gerückt: die Frage 
der Abgrenzung staatlicher Souveränitätssphären für den Fall, daß dem 
handelnden Staat nach anerkannten völkerrechtlichen Kompetenztiteln eine 
Hoheitsbefugnis zur Durchführung von Maßnahmen auf seinem Staatsge-
biet zusteht, deren Wahrnehmung im Einzelfall gewichtige Interessen dritter 
Staaten verletzt. Zur Illustration des Problemkreises seien einige dieser 
Konfliktfälle kurz skizziert. 

In dem Steuerstrafverfahren gegen die Mark Rieb & Co AG1 forderte ein 
amerikanisches Gericht eine schweizerische Aktiengesellschaft auf, in der 
Schweiz belegene Dokumente vorzulegen, obwohl dies gemäß Art. 273 des 
schweizerischen Strafgesetzbuches strafbar ist. Die eidgenössische Regie-
rung hatte die fraglichen Dokumente zwischenzeitlich beschlagnahmt und 
erklärt, sie werde sie nur aufgrund eines ordnungsgemäßen Rechtshilfeersu-
chens freigeben. Trotz dieser Einwände wurde die Gesellschaft zu einem 
Zwangsgeld von $ 50 000.- pro Tag verurteilt. Durch diese Entscheidung 
wurden die Geschäftsführer in eine ausweglose Lage gebracht. 

Ähnlich war die Situation der Unternehmen, die vertragliche Verpflich-
tungen zur Lieferung von Bauteilen für die sowjetisch-europäische Erdgas-
pipeline übernommen hatten, als die amerikanische Regierung am 30. De-
zember 1981 ein Embargo verhängte, das den Export aller Teile untersagte, 
die eine in gewisser Weise definierte Beziehung zu den Vereinigten Staaten 
aufwiesen2• Ihre Handlungsmöglichkeiten beschränkten sich auf die Alter-
native, der amerikanischen Anordnung zuwiderzuhandeln und sich damit 
den dort angedrohten Sanktionen auszusetzen oder ihre vertraglichen Ver-
pflichtungen zu verletzen, mit der Folge möglicher Schadensersatzansprü-
che. 

Einen besonders scharfen Konflikt zwischen englischen und amerikani-
schen Gerichten verursachte der Konkurs des britischen Luftfahrtunter-
nehmers Laker. Dieser führte seine Insolvenz auf kartellrechtswidrige Ge-

1 In the Matter of a Grand Jury Subpoena Directed to Mark Rieb & Co. AG, US Court of 
Appeals, 707 F.2d 663 (2d Cir. 1983) - Die amerikanischen Gerichtsentscheidungen werden in 
der dort üblichen Fonn zitiert: Band, Sammlung, Seite, Circuit und Jahr - ausführlich zum 
Mark Rich Fall: siehe unten: 1. Kap. 11.1. a) (2) (a) i). 

2 Statt aller: Bockslaff, Klaus: GYIL, 27.1984, 28-37; ausführlich, siehe unten: 1. Kap. 1.1. b) 
(3). 
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schäftspraktiken der in der IATA zusammengeschlossenen Luftverkehrsge-
sellschaften zurück und verklagte einige von ihnen vor amerikanischen Ge-
richten auf Schadensersatz. Die an der Finanzierung der letzten Transaktio-
nen Lakers beteiligte Midland Bank, die ebenfalls gegen sie gerichtete juri-
stische Schritte befürchtete, erwirkte daraufhin vor englischen Gerichten 
eine einstweilige Verfügung, die es Laker untersagte, sie in den USA zu ver-
klagen (antisuit injunction ). Einige der beklagten Luftverkehrsgesellschaften 
folgten diesem Beispiel. Daraufhin erhob Laker Klage gegen weitere Gesell-
schaften und beantragte gleichzeitig bei dem amerikanischen Gericht eine 
einstweilige Verfügung, die es diesen Beklagten untersagte, nach dem Vor-
bild der Midland-Bank bei ausländischen Gerichten Verfahren anhängig zu 
machen, die den Fortgang des amerikanischen Prozesses beeinträchtigen 
könnten ( anti-antisuit injunction )3• Dem Antrag wurde stattgegeben. 

Der Vorwurf unzulässiger Hoheitsausübung mit extraterritorialen Wir-
kungen wurde auch in umgekehrter Richtung, von den USA gegenüber den 
Europäischen Gemeinschaften, erhoben. Bekanntestes Beispiel ist der 
Vredeling-Richtlinienvorschlag der Kommission4, der für Muttergesell-
schaften von EG-Tochterunternehmen, auch ohne eigenen Sitz in der Ge-
meinschaft, die Pflicht vorsieht, die Arbeitnehmer der Tochtergesellschaften 
regelmäßig über die Geschäftstätigkeit des gesamten Konzerns zu informie-
ren. Diese Informationen sollen auch die außerhalb der Gemeinschaft ge-
planten Konzernaktivitäten, sowie alle Maßnahmen betreffen, die schwer-
wiegende Folgen für die Interessen der EG-Beschäftigten haben könnten. 
Den Arbeitnehmervertretern soll, mit aufschiebender Wirkung, eine Frist 
zur Stellungnahme gewährt werden. 

Das hiermit umrissene Problem der intraterritorialen Hoheitsausübung 
mit extraterritorialen Wirkungen wird herkömmlicherweise durch die simple 
Regel gelöst, daß der Souverän auf seinem Territorium alles, außerhalb 
nichts tun dürfe. 

Die gewaltige Zunahme der zwischenstaatlichen Verflechtung auf fast 
allen Gebieten des staatlichen Lebens, von der Wirtschaft bis zur Umwelt, 
die vor allem seit dem zweiten Weltkrieg zu verzeichnen ist, stellt das Pro-
blem der Abgrenzung der staatlichen Souveränitätssphären jedoch mit völlig 
neuer Dringlichkeit. Die ersten neuen Antworten bestanden in der Ent-
wicklung weiterer Anknüpfungspunkte für die Ausübung staatlicher Zustän-
digkeit, wie etwa dem Wirkungsprinzip5 im internationalen Kartellrecht 
Hierdurch stiegen die Konfliktmöglichkeiten aber noch weiter an und mit 
ihnen das Bedürfnis nach einem Instrument zu ihrer Auflösung. Als ein sol-

3 Laker Airways Ltd. v. Sabena Belgian World Airlines and others, 731 F.2d 909 (D.C. Cir., 
1984), ausführlich, siehe unten: 1. Kap. 11.1. a) (2) b). 

4 Überarbeitete Fassung 8.7.1983, Abi. EG, 1983, C 217, S. 3. 
5 Siehe unten: 1. Kap. 1.1. b) (2). 
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ches Instrument wird hier das völkerrechtliche Abwägungsgebot vorgeschla-
gen. 

Die eingangs erwähnten spektakulären Streitfälle, die zu Beginn des ver-
gangeneo Jahrzehnts gehäuft auftraten, haben eine schier unübersehbare 
Flut an aktuellen Stellungnahmen hervorgerufen, deren repetitiver Charak-
ter zu recht konstatiert wurde6• Nachdem nun das kurzfristige Tagesinter-
esse etwas abgeflaut ist, scheint der Versuch lohnend, die mit der Proble-
matik der Souveränitätssphärenabgrenzung verbundenen Fragen etwas ein-
gehender und auf einer theoretisch anspruchsvolleren Ebene zu untersu-
chen. Hierzu möchte die vorliegende Arbeit einen auf die mit dem völker-
rechtlichen Abwägungsgebot verbundenen Fragen beschränkten Beitrag lei-
sten. 

Die Arbeit versteht sich als eine völkerrechtstheoretische. Dies beinhaltet 
eine doppelte Abgrenzung: sowohl gegen die spezielleren Rechtsgebiete 
etwa des internationalen Kartell-, Exportkontroll- oder Umweltrechts als 
auch gegen die allgemeineren Ansätze der Rechtstheorie und Rechtsphilo-
sophie. 

Die spezifischen Probleme spezieller Rechtsgebiete werden nur insoweit 
behandelt, wie sie einen Beitrag zur allgemeinen Frage der Souveränitäts-
sphärenabgrenzung zu leisten vermögen. Auch muß auf eine eingehendere 
rechtsgebietsspezifische Rückbeziehung der gefundenen Ergebnisse ver-
zichtet werden, da dies jeweils eine eigene Spezialuntersuchung voraus-
setzen würde. 

Auf der anderen Seite können rechtstheoretische Fragestellungen allge-
meinerer Natur, etwa zur Abwägung im Recht generell und insbesondere zu 
ihrer Methodenqualitäe nicht vertieft werden. Die Arbeit muß sich hier 
darauf beschränken, von den Ansätzen auszugehen, die in der Praxis ge-
handhabt werden und als in einem breiteren Kreis akzeptiert gelten können, 
um sie für das Völkerrecht fruchtbar zu machen. 

Durch diesen Ansatz unterscheidet sich die vorliegende Untersuchung 
von der bisherigen monographischen Literatur, die sich entweder auf ein 
Rechtsgebiet - etwa das Kartellrecht8, das Exportkontrollrecht9, das Beweis-
erhebungsreche0 beziehungsweise allgemeiner das internationale Wirt-

6 Z.B.: Hood, Howard A.: Vanderbilt J. Transnational L., 15.1982, 765-785, insbes. S. 767. 
7 Vgl. zu dieser Diskussion: Druey, Jean-Nicolas: St. Galler Festgabe, S. 131-152; Struck, 

Gerhard: FS Esser, S. 171-191. 
8 Z.B. die grundlegende Arbeit von: Meessen, Karl-Matthias: Völkerrechtliche Grundsätze, 

1975; die ausführliche und materialreiche Untersuchung von: Nerep, Erik: Extraterritorial con-
trol, 1983; Beck, Bemhard: Extraterritoriale Anwendung, 1986; Deville, Rainer: Konkretisie-
rung, 1990. 

9 Z.B.: Putt/er, Adelheid: Völkerrechtliche Grenzen, 1989; Ergec, Rusen: Competence 
extraterritoriale, 1984. 

10 Z.B.: Mössle, Klaus P.: Extraterritoriale Beweisbeschaffung, 1990. 

2 Hector 
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